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Sehr geehrte Abgeordnete zum Nationalrat!    Wien, am   10. Juni 2022 
Sehr geehrter Abgeordneter zum Nationalrat! 
 
Auch wenn die Lehrer*innen an Österreichs Schulen noch immer dafür sorgen, dass ein 
Regelschulbetrieb möglich ist, sind Lehrer*innen von ihren eigenen Qualitätszielen, die sie mit ihrer 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit erreichen wollen, weit entfernt. Bundesminister Polaschek 
vermittelt der Öffentlichkeit hingegen ein geschöntes Bild über die Verhältnisse an vielen unserer 
Schulen. Sein Kabinett versucht zum Nachteil unserer Kinder und Jugendlichen die Folgen der 
aktuellen Krisen auf die Schulen zu negieren.   
 
Beispielsweise befürchten immer mehr Volksschuldirektor*innen einen pädagogischen Supergau zu 
Schulbeginn. Eine immense Entwicklungsschere bei den 6-Jährigen aufgrund des unregelmäßigen 
Besuchs der Kindergärten während der Pandemie, alarmierende Sprachstandserhebungen, 
verzweifelte Eltern, die für die psychischen Probleme ihrer Kinder keine Beratungsgespräche, 
geschweige denn Therapieplätze bekommen, seien für die kommenden Taferlklassler vermehrt zu 
beobachten. 
 
Die gemeinsamen Richtlinien des BMBWF und BMF für die nächstjährigen Dienstpostenpläne sehen 
weder zusätzliche Kontingente für den notwendigen Kleingruppenunterricht noch für einen 
multiprofessionellen Support vor. Die in diesem Schuljahr noch gewährten zusätzlichen 
Förderstunden („Faßmann-Stunden“) pro Klasse wurden gestrichen. Finanz- und Bildungsminister 
scheinen demnach die Pandemie und ihre Folgen auf die junge Generation als beendet erklärt zu 
haben. 
 
Die noch nicht überschaubare Anzahl von Schüler*innen aus der Ukraine erschwert die 
Personalplanung. Doch auch für die bereits bekannte Menge wurden seitens der Bundesregierung 
keine dafür ausgewiesenen Dienstposten zur Verfügung gestellt. Da die Kinder aus der Ukraine im 
seltensten Fall die Unterrichtssprache Deutsch beherrschen, müssten sie als außerordentliche 
Schüler*innen die nach Schulrecht verpflichtenden Deutschförderklassen besuchen. Die Ressourcen 
dafür sind jedoch seit Jahren gedeckelt. Auch ohne die Kriegsflüchtlinge sind diese Klassen vielerorts 
mit zu vielen Schüler*innen bestückt. Kleinere Lerngruppen sind nur dann möglich, wenn aus den 
Regelschulklassen Ressourcen abgezogen werden, die dort wiederum jenen Kindern fehlen, bei 
denen die Pandemie Lerndefizite verursacht hat. 
 
Viele Lehrer*innen sind ob dieser Gesamtsituation verzweifelt. Die damit einhergehende Belastung 
führt zu Krankenständen, Kündigungen sowie Ansuchen um frühzeitige Pensionierungen, verringerte 
Lehrverpflichtungen und unbezahlte Karenzurlaube und somit zu einer zusätzlichen Schwächung des 
Personalstandes in Zeiten des Lehrkräftemangels. 
 
Wir wenden uns in dieser Ausnahmesituation an Sie als gewählte/n Volksvertreter*in. 
Unsere Kinder und Jugendliche brauchen Sie als Lobby! Nützen Sie bitte die Parlamentssitzungen vor 
der Sommerpause, damit die Fördermittel unseren Schulen bedarfsgerecht durch die 
Bundesregierung zur Verfügung gestellt werden. 
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MMag. Dr. Thomas Bulant 
Bundesvorsitzender des SLÖ 

 


